NE-Netze

Gleiche Chance für alle

Die Deutsche Bahn AG sieht sich gerne als Synonym für den deutschen

Eisenbahnverkehr. Dabei gibt es viele kleine Eisenbahnunternehmen,

die nichtbundeseigenen Eisenbahnen (NE-Bahnen),die einen wichtigen Beitrag zum regionalen Schienenverkehr leisten.Manche von ihnen fahren im Personenverkehr, die meisten jedoch sind auf Güterverkehre spezialisiert, darunter auch die Hafenbahnen. Die Schienenkilometer der nichtbundeseigenen Eisenbahnen

machen in Deutschland immerhin ein Viertel der regionalen Eisenbahninfrastruktur

aus. Obwohl sie für die Logistik unverzichtbar sind, sehen viele NE-Bahnen in eine ungewisse Zukunft: Ihre Finanzierung steht auf wackligen Beinen, weil der Staat sich bislang seiner Verantwortung entzieht. Der Verband Deutscher Verkehrsunternehmen(VDV), in dem die NE-Bahnen organisiert sind, kämpft

deshalb für ein gerechteres Finanzierungssystem.

Die Forderung des Verbandes: Die öffentliche Hand soll sich an den Kosten für Bau

und Unterhalt der NE-Netze beteiligen. Doch warum soll der Staat einspringen,

wenn es sich um private Unternehmen handelt? Dr. Martin Henke, Geschäftsführer

Eisenbahnverkehr im VDV, klärt auf: „Seit der Bahnreform reguliert der Bund die

NE-Infrastruktur immer stärker, etwa durch deren Öffnung für Dritte und den Zwang

zur Aufstellung von Nutzungsbedingungen.“ Obwohl die NE-Bahnen mittlerweile

ebenso intensiv reguliert werden wie die bundeseigenen Bahnen, stellt der Bund

nur den bundeseigenen Bahnen Mittel zur Verfügung, den NE-Bahnen jedoch

keinen Cent. Diese Benachteiligung gefährdet private  Eisenbahninfrastrukturunternehmen in ihrer Existenz und sorgt für Wettbewerbsnachteile gegenüber den bundeseigenen Bahnen. Abhilfe schaffen kann nur eine vernünftige gesetzliche Grundlage. Der VDV fordert eine umfassende Leistungs- und Finanzierungsvereinbarung zwischen den nichtbundeseigenen

Eisenbahninfrastrukturunternehmen und der öffentlichen Hand. Nach seinen Berechnungen ist ein Betrag von etwa 150 Millionen Euro erforderlich. Für die Zuweisung der Gelder hat der VDV ein Verfahren entwickelt, das die Bundesländer mit einbezieht. So sollen die Mittel den einzelnen Bundesländern

zugewiesen werden – je nach Anteil der Gleiskilometer der NE-Netze im jeweiligen

Bundesland in entsprechender Höhe.

Regierung blockiert

Hand in Hand mit dem VDV setzt sich auch der Bundesverband Öffentlicher

Binnenhäfen, der seinen Sitz in der VDV-Geschäftsstelle in Berlin hat, für eine neue

Finanzierungsgrundlage der NE-Netze ein. In der gemeinsamen Arbeitsgruppe

Eisenbahnen öffentlicher Häfen (EÖH) arbeiten die beiden Verbände in dieser Frage

strategisch zusammen. Die Forderung ist nicht neu: Seit mehr als einem Jahrhundert

kämpfen die Eisenbahnverbände mit wenig Erfolg für eine neue gesetzliche

Finanzierungsgrundlage. Doch Henke zeigt sich optimistisch: „Die Ausgangslage

ist so gut wie nie zuvor.“ Der Wissenschaftliche Dienst des Bundestages hat ein

Gutachten zur Finanzierung der NE-Bahnen erstellt, das die Bezuschussung

Der NE-Bahnen als verfassungsgemäß einstuft. Positiv stimmt den VDV auch, dass er längst nicht mehr allein kämpft: Viele Bundesländer fordern eine Finanzierung

aus Bundesmitteln, etwa Niedersachsen und Baden-Württemberg, die als einzige bereits jetzt Zuschüsse an NE-Bahnen zahlen, aber auch Nordrhein-Westfalen, wo es besonders viele NE-Bahnen gibt, sowie Hessen. Unterstützung kommt auch von den im Bundestag vertretenen Parteien. „Im Moment leistet die Bundesregierung noch Widerstand“, kritisiert Henke. Insbesondere Verkehrs- und Finanzministerium

sträuben sich bislang gegen einen Einstieg des Bundes in die Finanzierung der NE-Bahnen, beide Minister haben ein scharfes Auge auf ihr Budget. Trotzdem hofft Henke, dass spätestens in der neuen Koalitionsvereinbarung nach der Bundestagswahl die Finanzierung der NE-Netze zum Thema wird – egal, wer

nach dem 27. September regieren wird: „Die Einsicht der Politik ist weitgehend

da: Die momentane Situation führt zu massiven Wettbewerbsverzerrungen. Nur

durch eine gesetzliche Vereinbarung lässt sich Chancengleichheit in den Markt

bringen. Das sichert letztlich auch die Standorte der NE-Bahnen und damit jede

Menge Arbeitsplätze.“

